
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Krause:

Vielleicht können wir am Schluß der Ausführungen die Scha­
densbilanz und die Zukunft gemeinsam behandeln.

(Beifall)

Das ist vielleicht günstiger.

Wie ist nun die Rentabilitätslage der Betriebe zu beurteilen? 
Das hat ja unter anderem etwas mit der Guthabenseite zu tun. 
Das Wirtschaftsministerium hat die Ergebnisse von 1534 Betrie­
ben und Unternehmungen - das ist per gestern, der Wirtschafts­
minister ist nicht da - Anfang Mai 1990 einmal hochgerechnet. 
Daraus wird folgendes Bild ersichtlich: 32 % - rund ein Drittel - 
der Unternehmungen sind rentabel und werden ohne Förder­
maßnahmen auskommen können - am Markt. 54 % der Unterneh­
mungen werden mit Verlust arbeiten, sind aber als sanierungs­
würdig eingestuft, d.h., werden mit Verlust arbeiten können: 
Entweder Kreditaufnahme oder Stützung über den Staatshaus­
halt. 14% der Unternehmen sind konkursgefährdet. Nach Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten einschließlich des Verkaufs von 
Vermögenswerten durch die Treuhand verbleiben von den in 
den Betrieben ausgewiesenen Verlusten im zweiten Halbjahr 
1990 voraussichtlich ca. 20 bis 25Mrd. DM und im Jahre 1991 ca. 
30 bis 32 Mrd. DM übrig, wobei im Rahmen des DDR-Staatshaus- 
halts keine Finanzierungsmöglichkeiten gesehen werden.

Ich hatte ja eine Zahl genannt: 120 Mrd. In den 120 Mrd. ist bei- 
'spielsweise die Finanzierung der Schülerspeisung, der Kinder­

krippenplätze, der Kindergartenplätze usw. eingerechnet. Ich 
möchte das hier noch einmal deutlich sagen, weil ja eine Angst­
kampagne geschürt wird, als wären wir diejenigen, die die Kin­
derkrippen und Kindergärten abschaffen wollen.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Nach der Lage der Dinge ist somit offensichtlich der Verkauf, 
d. h. die Privatisierung vorhandenen Volks- bzw. Staatseigen­
tums durch die Treuhandanstalt, Hauptquelle für die Abdek- 
kung der Finanzierung und die Finanzierung der eingeschätzten 
Verluste.

Die Hinterlassenschaften, die ich Ihnen hier eben geschildert 
habe, sind die Ausgangslage, und ich glaube, es ist berechtigt, 
auf die Ausgangslage deutlicher hinzuweisen, wenn man 
einerseits über die Verhandlungsführung und andererseits über 
die Ergebnisse berichten möchte. Das sollten einmal auch alle 
diejenigen bitte zur Kenntnis nehmen, die unseriös veröffent­
lichte Arbeitsmaterialien, die einseitig als Arbeitsskizzen und 
nicht als Vertragsentwurf beider Regierungen seit drei Wochen 
’ ^zeichnet werden, zur Grundlage politischer Äußerungen ma- 

__aen. Das nenne ich politisch unverantwortliches Handeln,

(Beifall)

wenn einseitig Materialien benutzt werden, von denen sich die 
Regierung distanziert - und das haben wir gemacht. Das ist poli­
tisch unverantwortlich.

Welche Hauptziele stellten sich nun für die DDR-Verhand- 
lungsführung für den Staatsvertrag?

(Dr. Seifert, PDS: Ich denke, es waren keine Verhandlungen!)

Für die Gesprächsführung für den Staatsvertrag. Ich bedanke 
mich für den Hinweis.

Prinzipielle Ziele waren folgende: Erstens Gewährleistung 
der D-Mark-Stabilität;

(Bravo! bei der PDS)

denn dies ist mit die wichtigste soziale Errungenschaft. Das 
müßten eigentlich die Erfahrungen zur Mark der DDR Sie ge­
lehrt haben, daß die Stabilität einer Währung eine entscheidende 
Errungenschaft ist. Und wenn man ein Währungsgebiet von 
einer Produktivität der Wirtschaft gleich 100 auf eine Produktivi­

tät der Wirtschaft gleich 40 überträgt, ist es schon durchaus sinn­
voll, darüber nachzudenken, daß es keinen Inflationsschub in 
der Währung, die auf das schwächere Wirtschaftsgebiet übertra­
gen wird, gibt, wenn man die Gesamtzusammenhänge dabei be­
achtet, die in der Geldpolitik wirken.

(Zuruf vom Bündnis 90/Grüne:
Sie können die menschliche Würde nicht mit D-Mark 

aufrechnen - 
Unverständlicher Zuruf - Heiterkeit)

Ich möchte erst die Ausführungen beenden.

Keine oder eine niedrige Inflationsrate ist - das müssen wir 
uns, meine Damen und Herren, erst einmal deutlich machen - ei­
ne wichtige, wenn nicht gar die wichtigste soziale Errungen­
schaft, und zwar dann künftig für die Bürgerinnen und Bürger 
aus beiden Teilen Deutschlands. Ein Vergleich mit Nachbarlän­
dern, die auch den Wandel von der Planwirtschaft zur Marktwirt­
schaft durchmachen, zeigt, wie wichtig dieses Ziel ist. Das möch­
te ich hier deutlich formulieren. Wir haben die Vergleiche vor 
der Haustür.

Und ich möchte noch etwas zu dem Abgeordneten Herrn 
Friedrich sagen, was den Links- und Rechtsverkehr angeht. Die­
ses Beispiel aus dem kommunalen Bereich trifft natürlich auch 
für die Umstellung auf die Marktwirtschaft zu. Wir müssen sie 
schon so umstellen, daß alle Fahrzeuge rechts fahren; denn 
wenn ein Teil links bleibt, dann kommt die ganze Geschichte 
zum Stillstand, und ich hoffe, daß das auch die Fraktion der PDS 
nicht möchte.

(Zuruf: Wo fährt denn die Landwirtschaft?
Die fährt überhaupt nicht mehr!)

Ich bin bei den Grundsätzen, und die Landwirtschaft gehört, 
glaube ich, zu den Grundsätzen der Verhandlungsführung eben­
so mit dazu.

Zweitens: Die künftige Wirtschaftsstruktur muß in Richtung 
soziale Marktwirtschaft entwickelt werden. Das ist ein wichtiger 
Gegenstand, und wir werden dann auch nachweisen können, in­
wieweit die sogenannte Arbeitsskizze dann im Ergebnis der Ver­
handlungen oder der Gespräche, die geführt worden sind - so ist 
es besser formuliert -, sich zu dem eigentlichen Vertragsentwurf 
verändert haben wird. Dazu sind Strukturmaßnahmen und Um­
stellungen erforderlich, deren Dimension beachtlich ist. Dazu 
werde ich im späteren Teil meiner Erklärung detaillierte Vor­
schläge unterbreiten.

Drittens: Die Umstellung von der Plan- zur Marktwirtschaft 
muß sozial abgefedert werden. Als Grundlage zur Verhand­
lungsführung in dieser Frage haben wir eine nach Zielgruppen 
spezialisierte Warenkorbberechnung eingeführt.

Das war die Grundlage unserer Verhandlung.

(Dr. Seifert, PDS: Schon wieder Verhandlungen!)

Entschuldigung, Gespräche.

(Erneuter Zuruf)

Ich habe mich bei Ihnen entschuldigt.

(Dr. Seifert, PDS: Sie müssen sich beim Volk entschuldigen, 
nicht bei mir!)

Ach, daß ich die Arbeit gemacht habe die letzten 3 Wochen da­
für soll ich mich entschuldigen? -

(Unruhe)

Wir haben den Eindruck gewonnen, daß unterschiedliche Wa­
renkorbberechnungsgrundlagen bis jetzt eine Verständigung 
über die Bestimmungen zur Sozialunion in unserem Lande er­
schwert haben. Und hier möchte ich deutlich sagen, es geistern
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